
eine spannende Haushaltssitzungswoche geht zu Ende. Gerade

für uns Haushaltspolitiker waren die vergangenen Wochen

sehr arbeitsreich und intensiv.

Der Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2016 stammt

noch vom Juli und bildete die seitdem stark angestiegenen

Flüchtlingszahlen noch nicht ab. Umso höher ist es einzuschät-

zen, dass wir in den parlamentarischen Beratungen unsere

Ziele unverändert umsetzen konnten und einen grundsoliden

Etat beschlossen haben.

Wir werden sämtliche Versprechen einhalten: Die schwarze

Null steht im dritten Jahr in Folge, es gibt keine Steuererhö-

hungen und wir setzen sogar Steuererleichterungen um. Dass

wir auf die größte Herausforderung seit der Wiedervereini-

gung angemessen und ohne Neuverschuldung reagieren kön-

nen, verdanken wir den umsichtigen Planungen unseres Fi-

nanzministers Dr. Wolfgang Schäuble und dem haushaltspoliti-

schen Spielraum, den wir uns über Legislaturperioden hinweg

durch disziplinierte Konsolidierung und zukunftsorientierte

Umschichtung erarbeitet haben.

Zur Bewältigung der Flüchtlingskrise haben wir in den parla-

mentarischen Beratungen den Etat unseres Innenministers Dr.

Thomas de Maizière gegenüber dem Regierungsentwurf kräf-

tig um gut 1 Mrd. Euro aufgestockt. Diese erheblichen Zusatz-

mittel kommen vor allem dem Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge (BAMF), der Bundespolizei und auch dem Techni-

schen Hilfswerk zugute. Wir helfen den Kommunen, wir in-

vestieren in die Integration der Flüchtlinge mit Bleibeperspek-

tive und wir wollen die Asylverfahren beschleunigen. Zudem

verstärken wir die Bundespolizei mit 3.000 neuen Stellen bis

2018, um etwa die Belastungen durch die Grenzkontrollen

abzufangen. Insgesamt sehen wir umfangreiche Mehrausgaben

von gut 7,8 Mrd. Euro für die Flüchtlings- und Asylpolitik

vor.

Für 2016 haben wir eine beispielhafte Rücklage gebildet, die

sich aus einem Überschuss von 6,1 Mrd. Euro in diesem Jahr

speist. Dieses Polster erleichtert es uns, weiterhin auch die

Wachstumskräfte zu stärken. Wie im Regierungsentwurf ge-

plant, fließen die ersten Mittel des 10 Mrd. Euro-

Investitionspakets. Ebenso werden steuerlicher Grundfreibe-

trag, Kinderfreibetrag, Kindergeld sowie Kinderzuschlag ange-

hoben, und auch die sogenannte kalte Progression wird abge-

baut.

Die Zukunftsorientierung des Bundeshaushalts 2016 zeigt sich

einmal mehr im Etat unserer Bildungs- und Forschungsminis-

t e r i n F r a u P r o f . D r . J o h a n n a

Wanka, der gegenüber 2015 um rd. 1,13 Mrd. Euro anwächst

und sich auf insgesamt 16,4 Mrd. Euro bemisst. Hier schärfen

wir unser Profil, indem wir zusätzliche 14 Mio. Euro für Ver-

besserungen beim Meister-BAföG bereitstellen.

Auch im Haushalt unseres Verkehrsministers Alexander

Dobrindt schaffen wir weitere Grundlagen der Zukunftsfähig-

keit. Unter anderem stellen wir aufgrund unserer Beratungen

erstmalig für automatisiertes und vernetztes Fahren gut 41

Mio. Euro für die kommenden vier Jahre zur Verfügung.

Im neuen Haushaltsjahr werden wir alles daran setzen, dass aus

den Soll-Werten auch Ist-Werte werden. Das wird eine große

Herausforderung. Zuletzt hat beispielsweise der Bundesrech-

n u n g s h o f f e s t g e s t e l l t , d a s s i n z w i s c h e n

„ … die Handlungsspielräume im Bundeshaushalt für zusätzli-

che finanzielle Zugeständnisse an die anderen Gebietskörper-

schaften weitgehend ausgereizt sind“. Wir werden alles daran

setzen, dass die solide Finanz- und Haushaltspolitik ein Grund-

pfeiler unserer Politik bleibt.

Mit freundlichen Grüßen
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Auszüge aus meiner Rede im Bundestag

Das erste Mal habe ich aber als politischer

Entscheidungsträger in diesen Monaten

den Eindruck, dass wir als Staatsgewalt

die Kontrolle in der Flüchtlingskrise

verloren haben. Wir haben die Kontrolle

verloren, vielleicht auch weil wir uns

nicht trauen unpopuläre Dinge auszuspre-

chen und durchzusetzen, zum Beispiel,

dass die Aufnahmekapazität von Flücht-

lingen in diesem Land überschritten ist

und auch Rückweisungen kein Tabu mehr

sein dürften.

Die Länder müssen endlich damit anfan-

gen Rückführungen konsequent durchzu-

führen, damit wir auch zukünftig den

wirklich von Verfolgung bedrohten Men-

schen Hilfe bieten können. Wir brauchen

zwingend und dringend ein solches Sig-

nal!

Wir dürfen unser Land nicht überfor-

dern. Gerade auch deshalb ist es wichtig,

dass wir bei der Aufstellung von Haushal-

ten auch zukünftig Maß halten.

Als Berichterstatter für das Wirtschafts-

ministerium möchte ich dazu beitragen,

dass es uns gelingt, die wirtschaftlichen

Rahmenbedingungen auch weiterhin posi-

tiv auszugestalten, damit zum Beispiel

gerade die wirtschaftlich wichtigste Säule

und der Stabilitätsfaktor unserer Volks-

wirtschaft, nämlich der Mittelstand, auch

zukünftig erfolgreich ist. Hier haben wir

insgesamt 21 Millionen Euro mehr be-

reitgestellt als vom Ministerium ur-

sprünglich beantragt war.

Außerdem war es mir wichtig, die Gelder

für die Unterstützung der Wirtschaft bei

Auslandsmessen wieder anzuheben. Wir

konnten durch kluge Umschichtung ca.

zwei Millionen Euro mehr für Auslands-

messen bereitstellen. Auch die maritime

Wirtschaft ist mir sehr wichtig. Hier

konnten wir 10 Millionen Euro zusätzli-

che Fördermittel für technische Innovati-

onen im Schiffsbau bereitstellen.“

Ich werde mich darüber hinaus auch wei-

terhin für eine solide und ausgeglichene

Haushaltspolitik einsetzen.

Als zuständiger Berichterstatter der CDU

für den Einzelplan unseres Wirtschaftsmi-

nisters Sigmar Gabriel, habe ich am Don-

nerstag zu unserem Haushaltsplan 2016

im Bundestag gesprochen:

„Meine vergangenen Reden zum Ab-

schluss der Haushaltsberatungen waren

immer geprägt von den wirtschaftlichen

Rahmendaten. Fast schon erfolgsver-

wöhnt konnten wir uns über eine langan-

haltende und anständige wirtschaftliche

Entwicklung freuen, von der vor allem

auch der Arbeitsmarkt und in dessen Fol-

ge auch die Haushalte von Bund, Länder

und Kommunen mit sprudelnden Steuer-

einnahmen profitierten. Und dies gilt

auch für das Haushaltjahr 2016.

Die größte Herausforderung steht uns

aber erst noch bevor. Die Bewältigung

der Fluchtbewegung bestimmte auch die

gesamten Haushaltsberatungen. Die

Flüchtlingsbewegung wird unser politi-

sches Handeln noch viele Jahre bestim-

men.

Dabei mag ich mir gar nicht vorstellen,

wie die Situation in Deutschland aussehen

würde, wenn wir die derzeitigen Flücht-

lingszahlen bei wirtschaftlicher Rezession,

bei Haushaltsdefiziten, und hoher Ar-

beitslosigkeit bewältigen müssten. Die

Krise ist auch ein großes Wirtschaftsthe-

ma. Wirtschaftlich bewältigen wir den

Andrang derzeit noch gut.

Was wir aber nicht mehr bewältigen kön-

nen, ist die Geschwindigkeit und die An-

zahl der zu uns kommenden Menschen.

Bei dieser Geschwindigkeit und bei dieser

Anzahl ist eine Integration in unser gesell-

schaftliches System und in den Arbeits-

markt nahezu unmöglich.
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Im dritten Quartal 2015 waren nach

vor läuf igen Berechnungen des

Statistischen Bundesamtes rund

43,2 Millionen Menschen mit Arbeitsort

in Deutschland erwerbstätig. Damit

wurde ein neuer Höchststand bei der

E r w e r b s t ä t i g k e i t s e i t d e r

Wiedervereinigung Deutschlands

erreicht. Im Vergleich zum dritten

Quartal 2014 wuchs die Zahl der

Erwerbstätigen um 343.000 Personen,

was einem Plus von 0,8 Prozent

entspricht. Gegenüber dem zweiten

Quartal 2015 erhöhte sich die Zahl der

Erwerbstätigen um 303.000 Personen

oder 0,7 Prozent. Der Anstieg der

Gesamterwerbstätigenzahl gegenüber

dem Vorjahresquartal entfiel weiterhin

ü b e r w i e g e n d a u f d i e

Dienstleistungsbereiche: Die größten

absoluten Beschäftigungsgewinne gab es

im Bereich Unternehmensdienstleister

mit einem Plus von 138.000 Personen

(plus 2,4 Prozent), gefolgt von

Öffentlichen Dienstleistern, Erziehung

und Gesundheit mit 134.000 Personen

(plus 1,3 Prozent) sowie Handel,

Verkehr und Gastgewerbe mit

83.000 Personen (plus 0,8 Prozent). Im

Baugewerbe (minus 0,3 Prozent) sowie in

Land- und Forstwirtschaft und Fischerei

(minus 2,6 Prozent) sank die Zahl der

Erwerbstätigen dagegen.


